
 

   

 

 

 
Potsdam, 06. März 2025 

 
Pressemitteilung des Netzwerks der brandenburgischen Frauenhäuser e.V. (NbF) und 
der Kontaktstelle der zivilgesellschaftlichen Akteur*innen zur Umsetzung der 
Istanbul-Konvention im Land Brandenburg (KIKO) zum feministischen Kampftag 
 

Gewaltschutz funktioniert nur miteinander, nicht gegeneinander 

Zum 8. März 2025, dem Internationale Frauen*kampftag, mahnen das Netzwerk der 
brandenburgischen Frauenhäuser und die KIKO Brandenburg: Gewaltschutz ist ohne die 
Sicherung von Gerechtigkeit und Solidarität nicht zu haben. Ein Ende von häuslicher und 
partnerschaftlicher Gewalt gegen Frauen und ihre Kinder kann es nur geben, wenn Hürden 
für marginalisierte Gruppen abgebaut und besondere Schutzbedarfe berücksichtigt 
werden. Der Schutz vor häuslicher Gewalt funktioniert nur Hand in Hand mit dem Schutz 
vor Diskriminierung. Deshalb fordern Fachkräfte einen Ausbau und eine Ausdifferenzierung 
des Hilfesystems, nicht seine Verengung.  

Gemeinsam appellieren das Netzwerk der brandenburgischen Frauenhäuser und die KIKO 
Brandenburg daher an alle gesellschaftlichen Akteur*innen und Institutionen, an die 
Landes- und Bundesregierung, Medien und Zivilgesellschaft, Gewaltschutz umfassend und 
inklusiv zu denken.  

Alina Robben, Referentin der KIKO Brandenburg, dazu:  

„Das Recht auf ein gewaltfreies Leben ist ein Menschenrecht. Wir beobachten mit 
Sorge, wie bei der Umsetzung dieses Rechts Gruppen gegeneinander ausgespielt 
werden. Das lassen wir nicht zu: Wir sind parteiisch auf der Seite der 
Gewaltbetroffenen und arbeiten intersektional. Damit stellen wir uns gegen 
trans*feindliche Mythen, gegen rassistische Ausschlüsse und andere 
Diskriminierungen.“ 

Angesichts der gestiegenen Fallzahlen häuslicher und geschlechtsspezifischer Gewalt und 
der Komplexität gesellschaftlicher Krisen betont Manuela Christoph, Mitarbeiterin des 
Frauenhauses Fürstenwalde und Vorstandsfrau des NbF e.V.:  

„Jede überfüllte Notunterkunft, jede gekürzte Suchtberatung, jedes gestrichene 
Queerprojekt bedeutet einen möglichen Ansatzpunkt für Empowerment, 
Intervention oder Selbsthilfe weniger. Wenn andere Präventions- und 
Unterstützungssysteme abgebaut werden, spüren wir das in den Frauenhäusern: Die 
Probleme werden komplexer, Unterstützungsansätze müssen ineinandergreifen, 
nicht sich ausschließen. Deshalb bleibt unsere Antwort: Gewaltschutz für alle, die ihn 
brauchen!“ 



  

 

 
 

 
Hintergrund der Mahnung ist das am 14. Februar 2025 beschlossene Gewalthilfegesetz: 
Das NbF und die KIKO begrüßen ausdrücklich die Verabschiedung dieses wichtigen 
Meilensteins: Frauen und ihre Kinder, die Opfer geschlechtsspezifischer und häuslicher 
Gewalt werden, haben ab 2032 einen Rechtsanspruch auf kostenlosen Schutz und 
Beratung. Damit sind auch die Bundesländer verpflichtet, das Hilfesystem bedarfsgerecht 
auszubauen, also weitere Frauenhausplätze, Schutzwohnungen und Beratungsstellen zu 
schaffen. NbF und KIKO kritisieren gemeinsam mit allen großen feministischen 
Organisationen, dass die Diskussion um das Gewalthilfegesetz in den letzten Wochen von 
trans*feindlichen und rassistischen Narrativen begleitet war, so dass schließlich der 
Ausschluss von inter*, trans* und nicht-binären Personen beschlossen und Hürden beim 
Schutz von geflüchteten Frauen aufrechterhalten wurden. 

 
Für weitere Informationen oder Interviewanfragen wenden Sie sich bitte an: 
 
Netzwerk der brandenburgischen Frauenhäuser e.V. (NbF),  
Alter Markt 6 │14467 Potsdam 
Maren Küster, Koordinatorin für Öffentlichkeitsarbeit und Vernetzung 
koordinierung@nbfev.de 
 
Kontaktstelle der zivilgesellschaftlichen Akteur*innen zur Umsetzung der Istanbul-
Konvention im Land Brandenburg (KIKO) 
Träger: Netzwerk der brandenburgischen Frauenhäuser e.V. (NbF),  
Alter Markt 6 │14467 Potsdam 
Alina Robben, Referentin für Öffentlichkeitsarbeit 
kontakt@kiko-brandenburg.de 
 
Über das NbF e.V. 

In Brandenburg gibt es aktuell 17 Frauenhäuser, vier Frauennotwohnungen und drei 
Frauenberatungsstellen. Die Einrichtungen sind im Netzwerk der brandenburgischen Frauenhäuser 
e.V. (NbF) zusammengeschlossen. Der Verein gründete sich im März 1995, sein Vorstand arbeitet 
ehrenamtlich, seine Projekte werden vom Land Brandenburg gefördert. Ziele der Arbeit sind die 
Vernetzung und Weiterbildung der Mitgliedsorganisationen, die Vertretung ihrer Anliegen 
gegenüber Politik und Verwaltung und das Einsetzen für einen allgemeinen Bewusstseinswandel, 
der Gewalt gegen Frauen als ein gesamtgesellschaftliches Problem adressiert und seine Ursachen 
bekämpft. 
  
Über die KIKO Brandenburg  
Die KIKO dient NGOs und der Trägerlandschaft im Land Brandenburg als Informations- und 
Vernetzungsstelle. Ziel ist der Aufbau und die Koordinierung eines interdisziplinären Netzwerkes, 
sowie Öffentlichkeitsarbeit zur Umsetzung der Vorgaben des "Übereinkommens des Europarates 
zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt (Istanbul-
Konvention)" im Land Brandenburg. Die KIKO Brandenburg ist ein Projekt des NbF e.V.  
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